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Amrechnungskurſe für die Amſatz⸗Ausgleichſteuer 
($ 1 der Verordnung vom 9. April 1936 RG Bl. I S. 368, R3 Bl. S. 137 —) 


Staat | Einheit Reichsmark Staat Einheit Reichsmark 
e e ee 1 ägypt. Pfund 12,66 Neufeelanb ....... Kurs für telegraphifche 
Argentiniens 1 Papierpeſo 0,687 Auszahlung Großbritan⸗ 

(= 0,44 Goldpeſo) nien abzüglich 20 ¼ vom 
Auſtralien Kurs für telegraphiſche Hundert 
Auszahlung Großbritan⸗ Niederlande 100 Gulden 168,82 
nien abzüglich 20% vom Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
4 Hundert Indien Auszahlung Niederlande 
EN ce. 100 Belga 42,24 zuzüglich / vom Hundert 
Brafil (= 500 belg. Franken) UI raso oa 100 Kronen 910 
ee 2 ne 1 Milreis 0,138 (DAA) ee 100 Schilling „05 
Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 81,— Paláftina ....... (Baläftina-Pfunde): 
Sritifd-Gndien ... 100 Rupien Kurs für telegraphifche 
5 (2 7,54 Pfund Sterling) Auszahlung Großbritan⸗ 
in Straits. 100 Dollar 144,50 nien zuzüglich / vom 
ettlements Hundert 
Bulgarien 100 Lewa e 100 Soles 62,— 
ur 0 1 kanad. Dollar 2,488 ao ei 100 dos es 
FFP = ortugal .......-. ; N 
China-Shanghai 1915 ae 13 ee Numänien ....... 100 Lei 2,192 
A ghai... Dollar / 100 Kronen 63,69 
Dun 5 100 Kronen 55,17 a er 100 Saler 80, 98 
Anbei 1 i 46 ME ce 7 
Bi en os e ne en... 100 Peſeten 33/97 
Finnland 100 Fmk. 5,4 ri Südafrikaniſche (1 Südafrik. Pfund) 12,24 
Bes En ; a oa Francs 1 pe 5 2 Süd⸗ 

Jropbritannien 3 E a 1 Dian Sica 5 Tſchechoſlowakei .. d e 
N Oe “100 Wal = Dir! ürk. Pfun 9 
F 1 en ee 100 Pengó 73,42 
All 100 Lire 19,64 Union der Sozialiſt 100 Sowjet⸗Rubel 49,20 

IA — ee 0,799 Sowjetrepublifen (3 franz. Franks 
age e vance 100 Dinar 5,666 am A 4] 

a / 1 ubel[=10Ticheriwone 
Lune 3 100 Lats 81,08 wien BM) 
Surembtr, ON 100 Litas 41,91 Uruguay ........ 1 Goldpeſo 1,181 
Mie ik ur AA 500 Franken 52,80 Vereinigte Staaten 1 Dollar 2,49 
O ante 100 Peſos ; 69,— von Amerika 


hingewieſen, daß 
abkommens von 


gegenüber dieſe V 
habe er ſich doch 


fic) die Angeklagten der ib 


Daß in § 37 
Ziff. 6 Dev. die Reichsbank nicht 
der gegenüber Ver 
ohne Bedeutung. 

in Anwendung von 


außerdem die Strafbeſtimmungen des 
DevBO., $ 43 Abſ. 1 Ziff. 6 Dev. nicht gemildert. 


1. Allgemeine Sache 
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n, die Zölle und Verbrauchsabgaben 


gemeinſchaſtlich betreffen 


zu Reiſezwecken 


Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung vom 27. April 1936 


I. Strafrechtliche Behandlung von Mißbräuchen. 
II. Verwendung von Regiſtermarkbeträgen durch Einwanderer. 
III. Behandlung von Zweifelsfragen. 


151/35 D. St. 


J. Wie ich in NE, 70/35 De. St. zu § 5, 
2. Durchf VO. hervorgehoben habe, hat das Reichsgericht 
in der in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1935 
gedruckten Entſcheidung die Verwendung vo 


markbeträgen vor dem Inkrafttreten der 25 
zum DevG. befaßt. Es hat zunächſt i 
vom 5. Auguſt 1935, Juriſtiſche 


Nr. 3 DevVoO. 1932 — jetzt $$ 18, 42 A 
DevG. — bejaht. Dieſe Auffaſſung it in einem neueren 
Urteil vom 13. Januar 1936 — 2 787/35 — auf⸗ 
gegeben worden. Das Neichsgericht hat jedoch in dieſem verfolgen, bei denen ein ſolches gewerbsmäßiges Handeln 
Urteil die Verletzung einer der Reichsbank gegenüber über- ee ont Ich will 5 . ae die Be 8 
führung von Reiſen nach Deutſchland vor dem 26. Juli 
1935 die erhobenen Regiſtermarkbeträge teilweiſe zu 
anderen als Reiſezwecken verwandt haben, die damalige 
Verkehrs- und Nechtsauffaſſung zugute halten. Ich be- 
rückſichtige dabei auch, daß bei Einzelperſonen den Er⸗ 
mittlungen darüber Schwierigkeiten entgegenſtehen, ob ſie 
fic) der Übernahme der Verpflichtung, die Regiſtermark⸗ 
beträge nur zu Reiſezwecken zu verwenden, bewußt ge- 
skoſten und weſen find. Ich erſuche deshalb, bereits eingeftellte Ver- 
fahren dieſer Art nicht erneut aufzugreifen ſowie noch 
ſchwebende Verfahren, welche die mißbräuchliche Vermen- 
Gelder aus] [dung von Regiſtermark vor dem Inkrafttreten der 
2. Durchf Vo. zum Gegenftand haben, mit einer Verwar⸗ 


nommenen Verpflichtung als vorliegend angeſehen und 
die mißbräuchliche Verwendung von Regiſtermark vor 
dem 26. Juli 1935 in ſinngemäßer Anwendung des 837 
Ziff. 4 DevBO. 1932 bzw. $ 43 Abſ. 1 Ziff. 6 Dev. 
Zur Begründung hat das Reichsgericht darauf 
nach Nr. 10 (7a) des Deutſchen Kredit⸗ 
1933 aus Regiſtermarkguthaben abge⸗ 
hobene Beträge nur im Innern Deutſchlands zur Be⸗ 
gleichung von Reife, Hotel⸗ und Verpflegung 
zur Deckung ſonſtiger Ausgaben des tägliche 
verwendet werden dürfen. 
pflichtung habe jeder übernommen, der ſich 
Reiſeverkehrsſonderkonten auszahlen ließ. W 
nicht ausdrücklich der Deviſenſtelle oder der 
erpflichtung zu übernehmen brauchte, ſo 
ſtillſchweigend dieſer Verpflichtung bei 


der Gelder von den deutſchen Ba 


Nach den Feſtſtellungen des Landgerichts feien 
ernahme dieſer Verpflichtung II. In letzter Zeit habe ich die Beobachtung gemacht, 
bewußt geweſen und hätten ſich vorſätzlich über ſie hinweg. daß Perſonen, die beabſichtigen, ſich in Deutſchland 
Ziff. 5 Dev., $43 Abſ. 1 | ſtändig niederzulaſſen, bevor fie ihren Wohnſitz im Aus⸗ 
land aufgeben, ihr Vermögen ganz oder teilweiſe zum Wn- 
pflichtungen übernommen würden, ſei [kauf von Regiſtermarkſchecks verwenden, die ſie nach 
Das Reichsgericht hält hier offenbar ihrer Einreiſe in Deutſchland einlöſen. Die ſo erlangten 
Reichsmarkbeträge werden in der Regel auf Bankguthaben 
eingezahlt oder ſonſtwie in Verwahrung gegeben. Dies 
fenftelle geltenden Straf- geſchieht in der Abſicht, die auf dieſe Weiſe angeſam⸗ 
Reichsbank melten Beträge nach der Begründung des Wohnſitzes zur 
Verfügung zu haben. Teilweiſe wird ſogar von Perſonen, 
daß bis zu die bereits einen feſten Wohnſitz im Inland begründet 
haben, die Einlöſung von Regiſtermarkſchecks fortgeſ 
Regiſtermark ſtraff rei fein ſollte, denn dieſe VO. fei nur Dieſes Verfahren iſt unzuläſſig. Perſonen, die beabſich⸗ 
um alle denkbaren Lücken zu ſchließen; fie habe | tigen, fic) in Deutſchland ſtändig niederzulaſſen, iſt nach 
$37 Ziff. 4 den Beſtimmungen der Reichsbank die Verwendung von 
Der Regiſterguthaben zu Reiſezwecken nicht geſtattet. 


echung konnte alſo nur eine 
2. DurchfVO. zum Dev. 
mißbräuchliche Verwendung 
räge im Inland ſtrafrechtlich 
hat fic) das Reichsgericht er- 


n einer Entſcheidung 
Wochenſchrift 1935 


Dieſe allgemein geltende Ver⸗ 


als Stelle genannt ſei, 


$2 StGB. in der Faſſung des Ge: 
ſetzes vom 28. Juni 1935 die Ausdehnung d 
pflichtungen gegenüber der Devi 
n auf Verpflichtungen gegenüber der 
g. Aus den Vorſchriften der 2. Durchf VO. ift 
nach feiner Auffaſſung nicht zu entnehmen, 
ihrem Ergehen die beſtimmungswidrige Verw 


VII) IIIA; V3: Verwendung von Regiſterguthaben genaue Wortlaut des Arteils iſt im »Deviſenarchive, 
einer neuen Zeitſchrift für das geſamte Deviſenrecht, auf 
die ich bei dieſer Gelegenheit hinweiſe, auf Spalte 172 ff. 
und in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1936 S. 991 ver⸗ 
(Dev. A 2/19 491/36) — Runderlaß Nr. 56/36 Ue Se öffentlicht worden. y 

Da den Perſonen, die bei ihrer Reiſe nach Deutſchland 
die Vergünſtigung der Negiſtermark in Anſpruch ge⸗ 
nommen haben, in der Regel das von der Reichsbank 
herausgegebene Merkblatt ausgehändigt ſein wird und 
ihnen darin Kenntnis gegeben worden iſt, in welchem 
Rahmen die auf Regiſtermarkſchecks abgehobenen Ver 
träge verwendet werden durften, erſcheint es gerecht⸗ 
S. 705 ab» fertigt, die bewußte Mißachtung der Beſtimmungen der 
n Regifter Reichsbank als ſtrafbar anzuſehen. Ich trete daher im 
markſchecks zu anderen als den von der Reichsbank feltge | Einvernehmen mit dem Reichsbank⸗Direktorium der 
ſetzten Zwecken nicht als ſtrafbar angeſehen. Nach dem 
damaligen Stand der Rechtſpr 
nach dem Inkrafttreten der 
vom 24. Juli 1935 erfolgte 
abgehobener Regiſtermarkbet 
verfolgt werden. Inzwiſchen 


D. St 


Nr. 3 der 


n Bedarfes 


enn er auch 
Reichsbank nung abzuſchließen. 


MN Meije zu verfolgen. 


er für Ver 


endung von 


Rechtsauffaſſung des Reichsgerichts bei und erſuche unter 
Anwendung derſelben hauptſächlich diejenigen Fälle zu 
ahnden, in denen von ausländiſchen Hintermännern nach 
Deutſchland entſandte Einzelperſonen oder Banden vor 
dem 26. Juli 1935 Regiſtermarkſchecks nur zu dem Zweck 
eingelöſt haben, um die Erlöſe zu Wareneinkäufen oder 
neut mit der mißbräuchlichen Verwendung von Regiſter⸗ zur Tilgung von Schulden von Ausländern zu verwenden, 
DurchfVO. auch der Entſcheidung des Reichsgerichts lag ein ſolcher 
Fall zugrunde. In dieſen Fällen bietet die Feſtſtellung 
darüber meiſt keine Schwierigkeiten, daß ſich die Täter der 
S. 2958, eine Zuwiderhandlung gegen $$ 20, 36 Abſ. 1 | Übernahme der Verpflichtung, die Regiſtermark nur zu 
bſ. 1 Nr. 3 | Reifezweden zu verwenden, bewußt geweſen ſind. 

Dagegen halte ich es im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
bank⸗Direktorium nicht für erforderlich, die Perſonen zu 


Die mißbräuchliche Verwendung von Regiſtermark 
nach Inkrafttreten der 2. Durchf VO. iſt in der üblichen 
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widerhandlungen dieſer Art find nach $5 Abſ. 1 Ziff. 3 
der 2. Durchf VO. vom 24. Juli 1935 ſtrafbar; die ange ⸗ 
ſammelten Guthaben ſowie die erhobenen Neichsmark⸗ 
beträge können gemäß dieſer Vorſchrift eingezogen wer⸗ 
den. Vor dem Inkrafttreten der 2. Durchf BO. begangene 
Zuwiderhandlungen dieſer Art können unter Anwendung 
der unter Abſchnitt I dieſes RE. dargelegten Rechtsauf⸗ 
faſſung als Verletzung von gegenüber der Reichsbank 
übernommenen Verpflichtungen verfolgt werden. Dagegen 
liegen Verfügungen im Sinne des $ 9 Abſ. 2 DevG. nicht 
vor, wenn die Regiſtermarkreiſeſchecks vor der Einreiſe 
nach Deutſchland erworben worden ſind, ebenſo nicht eine 
Verletzung der Anbietungspflicht, da Regiſtermarkſchecks 
nicht Werte der in § 1 der DurchfVo. zum Dev. vom 
4. Februar 1935 genannten Art darſtellen. 


III. Mit Rückſicht darauf, daß die Fragen der Ver⸗ 
wendung von Regiſterguthaben weitgehend in Abmachun⸗ 
gen zwiſchen der Reichsbank und den ausländiſchen Still» 
haltebanken geregelt find und ſowohl das Reichsbank⸗ 
Direktorium als auch ich größten Wert auf eine peinliche 
Einhaltung dieſer Beſtimmungen legen, erſuche ich, in 
allen Zweifelsfragen über die Verwendung von Regiſter⸗ 


guthaben, insbeſondere auf dem Gebiet des Negiſtermark⸗ 
reiſeverkehrs, mir rechtzeitig zu berichten, damit ich mich 
gegebenenfalls mit dem Reichsbank⸗Direktorium in Ver⸗ 
bindung ſetzen kann, ſoweit die Fragen nicht durch Füh⸗ 
lungnahme mit der zuſtändigen Reichsbankanſtalt geklärt 


werden können. 
gez. Wohlthat 
O 1729 — 596 II 


Drudjehlerberichtigung 


In der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes übe 
die Gewährung von Straffreiheit vom 23. April 1936 
(Reichsgeſetzbl. I S. 384) ) muß es im $ 1 Abſ. 1, Zeile 1 
ſtatt »($ 1 Abſ. 2, $ 2 Abſ. 2)« richtig heißen: »(§ It 
Abſ. 2, $2 Nr. 1) «7 im § 6 Abſ. 1, Zeile 2 muß es ſta, 
» Abſ. 2, $2 Abſ. 3« richtig heißen: »(§ 1 Abf. 2 
§ 2 Nr. 24. 


y RAWLS. 144. Das Geſetz über die Gewährung von 
Straffreiheit vom 23. April 1936 (RGBl. I S. 378) iſt an 
25. April 1936 in Kraft getreten. 


II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Zu der Verordnung über Anderung des Warenverzeichniſſes 
zum Zolltarif vom 21. April 1936 
Meichszollbl. 1936 S. 141) 


Die Verordnung des Reichsminiſters des Auswärtigen 
über die vorläufige Anwendung einer Zweiten deutſch⸗ 
jugoſlawiſchen Vereinbarung zur Anderung und Er. 
gänzung des Handelsvertrages vom 20. April 1936 iſt im 
Reichsgeſetzbl. II 1936 S. 114 veröffentlicht. 


RIM. vom 28. April 1936 — 2 1401 — 401 II 2. Ang. 


Sonſtige Nachrichten 


Verſendung von Teilabzügen des Reichszollblatts 
— Ohne weitere Mitteilung — 


Die Tetlabzüge des Reichszollblatts 
Nr. 37 und 38 für 1936 (Gruppe J) 


find geliefert worden. 
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